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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1949 Ausgegeben am 20. April 1949 16. Stück

89. Bundesgesetz: Schutzimpfungen gegen Tuberkulose.
90. Bundesgesetz: Dentistengesetz.

8 9 . Bundesgesetz vom 23. Februar 1949
über Schutzimpfungen gegen Tuberkulose.

Der Nat ionalrat hat beschlossen:

Umfang der Schutzimpfung gegen Tuberkulose .

§ 1. Unter Impfung im Sinne dieses Bundes-
gesetzes wird die Einverleibung einer Auf-
schwemmung des Bazillus Calmette-Guérin
(B. C. G.-Vaccine) durch eine zu diesem Zwecke
gesetzte Trennung des Zusammenhanges der
Oberhaut verstanden.

§ 2. (1) Die Anwendung der Schutzimpfung
gegen Tuberkulose darf nur auf Grund frei-
williger Meldung der Impfwilligen, bei Minder-
jährigen und anderen nicht handlungsfähigen
Personen nur nach vorheriger Zustimmung des
gesetzlichen Vertreters, nach Maßgabe der Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes erfolgen.

(2) Die Anwendung der Schutzimpfung gegen
Tuberkulose wird empfohlen:

a) als allgemeine Impfung bei
1. Ärzten, Tierärzten, Hebammen,

Krankenpflegepersonen, medizinisch-tech-
nischen Assistentinnen und Gehilfinnen,
Fürsorgerinnen, Laboratoriums- und Pro-
sekturgehilfen sowie Personen, die sich auf
die vorerwähnten Berufe vorbereiten, und
sonstigem in Krankenanstalten, Heilstätten
und bei Ärzten beschäftigten Personal.

2. Kindern und Jugendlichen bis zum
vollendeten 18. Lebensjahr;

b) als Einzelimpfung bei
1. Personen, die in Wohnungsgemein-

schaft mit an übertragbarer Tuberkulose
leidenden Personen leben;

2. Personen über 18 Jahre.

(3) Die Erklärung des Wunsches, sich einer
Schutzimpfung gegen Tuberkulose unterziehen zu
wollen, umfaßt auch die Zustimmung, sich vor
der Impfung den erforderlichen Untersuchungen
und einer allfälligen Trennung des Impflings von
der Ansteckungsquelle zu unterziehen.

Trennung des Impflings von der Infektionsquelle.

§ 3. Die im § 2, Abs. (2), lit. b, Z. 1, genannten
Personen können acht Wochen vor der Schutz-

impfung und bis zum Eintrit t der Allergie, höch-
stens jedoch bis zu drei Monaten nach der Imp-
fung, von dem als Ansteckungsquelle anzusehen-
den Kranken getrennt werden. Hiebei hat im
Einzelfalle der Impfarzt im Einvernehmen mit
dem Träger der Kosten zu entscheiden, ob diese
Trennung durch Absonderung des Kranken oder
Einweisung des Impflings in eine Anstalt oder
eine sonstige geeignete Pflegestätte durchzu-
führen ist.

Impflokale .

§ 4. (1) Für die im § 2, Abs. (2), lit. a, Z . 2, an-
geführten Personen hat die Gemeinde geeignete
Räumlichkeiten für die Vornahme der Tuber-
kulinprüfungen, Schutzimpfungen und Nachunter-
suchungen beizustellen, die möglichst eine Tren-
nung des Warteraumes vom Impfraum gestatten.
Für den Impfarzt ist eine Waschgelegenheit be-
reitzustellen, für etwa notwendige Beheizung ist
vorzusorgen. Den Gemeinden obliegt ferner die
Haltung des für die Aufsicht und die Durchfüh-
rung der Schreibarbeiten notwendigen Personals
das den sachlichen Anordnungen des Impfarztes
Folge zu leisten hat.

(2) In Orten, in denen übertragbare Krank-
heiten gehäuft auftreten, sind über Anordnung
des Landeshauptmannes die Impftermine zu ver-
schieben, wenn eine Verbreitung der übertrag-
baren Krankheiten durch die Abhaltung des
Impftermines oder eine ungünstige Beeinflussung
der Schutzimpfungen selbst zu befürchten ist.

(3) Schutzimpfungen gegen Tuberkulose dürfen
an einer Person nicht gleichzeitig mit anderen
Schutzimpfungen vorgenommen werden.

Impfärzte.

§ 5. Zur Vornahme der Impfung sind nur jene
Ärzte befugt, die über Antrag des Landeshaupt-
mannes vom Bundesministerium für soziale Ver-
waltung hiezu ermächtigt wurden. Die Ermäch-
tigung kann widerrufen werden. Der Landes-
hauptmann hat im Einvernehmen mit der zu-
ständigen Ärztekammer alljährlich bis zum
15. Jänner dem Bundesministerium für soziale
Verwaltung geeignete Vorschläge zu erstatten.
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Nachuntersuchung.
§ 6. (1) Die Geimpften haben sich acht Wochen

nach der Impfung einer Nachuntersuchung zu
unterziehen.

(2) Angehörige des im § 2, Abs. (2), lit. b, Z. 1,
genannten Personenkreises sind, wenn sie bei der
Nachuntersuchung nach Abs. (1) keine nachweis-
bare Allergie zeigen, nach spätestens weiteren
vier Wochen einer neuerlichen Nachuntersuchung
zu unterziehen.

Impfbescheinigungen.
§ 7. Über jede Impfung ist nach Feststellung

ihrer Wirkung eine Impfbescheinigung auszu-
stellen (Anlage).

Tuberkulin.
§ 8. (1) Für die Tuberkulinprüfung darf nur

ein vom Bundesministerium für soziale Verwal-
tung zugelassenes Tuberkulin verwendet werden.

(2) In einem Verwaltungsbezirk darf nur ein
Tuberkulin gleicher Herkunft zur Anwendung
kommen.

Impfstoff.
§ 9. (1) Die Erzeugung von B. C. G.-Vaccine

ist der Bundesstaatlichen Impfstoffgewinnungs-
anstalt in Wien vorbehalten.

(2) Für die Schutzimpfung gegen Tuber -
kulose darf die Vaccine nur in der gelieferten,
für die bestimmte Impftechnik vorgesehenen
Originalpackung und innerhalb der ersichtlichen
Verwendungsfrist verwendet werden. De r Inhal t
eröffneter Fläschchen oder Ampullen darf für
weitere Impfungen nur am gleichen Tage, an
dem das Fläschchen oder die Ampul le eröffnet
wurde, Verwendung finden.

(3) Bis zur Inbetr iebnahme des B. C . G.-Labo-
ratoriums in der Bundesstaatlichen Impfstoff-
gewinnungsanstalt in Wien dürfen Vaccine nur
von einem durch das Bundesministerium für
soziale Verwal tung zugelassenen Insti tut Ver-
wendung finden. Die Bestimmungen des Abs. (2)
gelten sinngemäß.

Impftechnik.
§ 10. (1) Als allgemein zulässige Impfmethode

ist die Einverleibung der B. C. G.-Vaccine durch
seichte Trennungen des Zusammenhanges der
Oberhaut oder durch Einspri tzung in die H a u t
anzusehen.

(2) In einem Verwaltungsbezirk darf nur je
eine der beiden im Abs. (1) angeführten Impf-
methoden zur Anwendung kommen.

(3) Das Bundesministerium für soziale Verwal -
tung wird ermächtigt, die Vorschriften über die
jeweils durchzuführende Impftechnik durch Ver-
ordnung zu regeln.

Bestreitung der Impfkos ten .
§ 1 1 . (1) Vom Bunde zu tragen sind:
a) die Kosten der Beistellung von Tuberkulin,
b) die Kosten der Beistellung der Vaccine.
(2) Die Träger der Sozialversicherung haben

die Kosten, die sich aus der Durchführung der
Trennung der Infektionsquelle (des Erkrankten)
vom Impfling im Sinne des § 3 ergeben, nach
Maßgabe der einschlägigen gesetzlichen und
satzungsmäßigen Vorschriften dann zu tragen,
wenn der Erkrankte nach den Vorschriften über
die Sozialversicherung krankenversichert oder als
Angehöriger mitversichert ist.

(3) Die Länder haben den Aufwand für die
Durchführung dieses Gesetzes zu übernehmen,
sofern er nicht nach Abs. (1) vom Bund oder
nach Abs. (2) von den Trägern der Sozialver-
sicherung zu tragen ist.

(4) Im übrigen bleiben die Vorschriften über
Tuberkulosehilfe in der derzeit geltenden Fassung
unbeschadet der für die Sozialversicherung gel-
tenden Vorschriften unberührt.

Strafbest immungen.
§ 12. Wer den Bestimmungen dieses Bundes-

gesetzes oder der auf Grund desselben erlassenen
Verordnungen oder Anordnungen zuwider-
handelt, begeht, sofern die Handlung nicht ge-
richtlich strafbar ist, eine Verwaltungsübertretung
und wird von der Bezirksverwaltungsbehörde
mit Geld bis zu 1000 S oder mit Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.

Schlußbestimmungen.

§ 13. (1) Der Runderlaß des R M d l . vom
15. Jänner 1945 — Ag 7670/44-5803 — tritt
mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes außer
Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung,
hinsichtlich des § 11 im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen, betraut.

Renner
Figl Maisel Zimmermann
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9 0 . Bundesgesetz vom 23. Februar 1949,
betreffend die Regelung des Dentistenberufes

(Dentistengesetz).
Der Nationalrat hat beschlossen:

I. A b s c h n i t t .
Allgemeine Bestimmungen.

§ 1. (1) Die berufliche Tätigkeit der Dentisten
umfaßt ein in diesem Gesetz umschriebenes Teil-
gebiet der sonst ausschließlich Ärzten (Zahn-
ärzten) vorbehaltenen Zahnheilkunde und ist wie
diese von den Bestimmungen der Gewerbeordnung
ausgenommen.

(2) Zahnärz te u n d Dentisten sind mi t Beschrän-
kung auf den Kreis der in ihrer Behandlung
stehenden Personen befugt

a) zu r Herstel lung von Zahnersatzsrücken für
den Gebrauch im menschlichen Munde und
zur Ausführung von technisch-mechanischen
Arbei ten zwecks Ausbesserung solcher Zahn-
ersatzstücke;

b) z u r Erzeugung von künstl ichen Zähnen
und sonstigen Bestandteilen von Zahn-
ersatzstücken.

(3) Im übrigen bleiben diese Tät igkei ten —
gewerbsmäßig ausgeübt — den Best immungen der
Gewerbeordnung unterworfen.

§ 2. De r Dentistenberuf schließt neben den
im § 1, Abs. (2), umschriebenen Befugnissen noch
nachstehende Tät igkei ten in sich;

a) die Entfernung der Zahnsteinauflagerungen,
das Reinigen der Zähne, das Abschleifen der
Zähne und Wurzeln, das Abdrucknehmen
zum Zwecke der Herstellung von Platten-
zahnersatzstücken, Gebissen, Kronen und
Brücken, dann das Anpassen von Zahn-
ersatzstücken und Gebissen, das Einsetzen
künstlicher Zähne, Kronen, Brücken und
Gebisse sowie die Anwendung von Re-
gulierapparaten und das Füllen (Plom-
bieren) der Zähne und Wurzeln mit Ein-
schluß der Wurzelbehandlung;

b) die Behandlung von Zahnkrankheiten, die
Entfernung von Zähnen und Wurzeln auch
unter Anwendung der lokalen und der Lei-
tungsanästhesie sowie die Anwendung von
Röntgenstrahlen zu diagnostischen Zwecken.
Diese Tätigkeiten dürfen auf die Behand-
lung von Mund- und Kieferkrankheiten,
auf andere als die im ersten Satz erwähn-
ten blutigen Eingriffe, auf die Vornahme
der allgemeinen Narkose oder auf die Ab-
gabe von Röntgenbefunden nicht ausge-
dehnt werden;

c) die Anwendung von Arzneimitteln, die an
die ärztliche Vorschreibung gebunden sind,
soweit sie zur Ausführung der in lit. b
angeführten Arbeiten notwendig sind, und
die Berechtigung, solche Arzneien auf
Grund eigener Vorschreibung aus einer
öffentlichen Apotheke zu beziehen.

Voraussetzungen der selbständigen
Berufsausübung.

§ 3. (1) Zur selbständigen Ausübung des Den-
tistenberufes sind nur österreichische Staatsbürger
berechtigt, die

a) am Tage des Inkrafttretens dieses Bundes-
gesetzes im Besitze einer Befugnis zur Aus-
übung der Zahntechnik nach dem Gesetz
vom 13. Juli 1920, St. G. Bl. Nr. 326, in
der Fassung der Gesetze vom 1. Oktober
1920, St. G. Bl. Nr. 470, und vom 15. April
1921, B. G. Bl. Nr. 255 (Zahntechniker-
gesetz), sind oder

b) am Tage des Inkrafttretens dieses Bundes-
gesetzes im Besitze eines Ausweises über
ihre Anerkennung als Dentist nach den
Ausführungsbestimmungen zu § 123 der
Reichsversicherungsordnung sind und eine
Niederlassungsbewilligung erhalten haben,

c) eine Genehmigung zur Niederlassung als
selbständiger Dentist nach den Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes erlangen.

(2) Die in Abs. (1), lit. a, genannten Personen,
welche die im § 5, Abs. (2), des Zahntechniker-
gesetzes, in der Fassung des Artikels I des Bundes-
gesetzes vom 15. April 1921, B. G. Bl. Nr. 255,
vorgeschriebene praktische Prüfung noch nicht
mit Erfolg abgelegt haben, haben diese Prüfung
binnen einem Jahr nach Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes vor dem staatlichen Prüfungsaus-
schuß für Dentisten abzulegen, widrigenfalls ihre
Berechtigung zur selbständigen Ausübung des
Dentistenberufes erlischt.

§ 4. (1) Die Genehmigung zur Niederlassung als
selbständiger Dentist darf — abgesehen von den
Erfordernissen des § 7, Abs. (3) — nur Personen
erteilt werden, die

a) österreichische Staatsbürger sind,
b) die zur Ausübung des Dentistenberufes

nötige Verläßlichkeit und körperliche Eig-
nung besitzen,

c) nicht wegen Geisteskrankheit, Geistes-
schwäche oder gewohnheitsmäßigen Miß-
brauches von Alkohol oder Nervengiften
voll oder beschränkt entmündigt sind,

d) die staatliche Dentistenprüfung mit Erfolg
abgelegt haben und im Anschluß daran
durch ein Jahr als Dentistenassistenten tätig
gewesen sind.

(2) Die körperliche Eignung ist durch ein amts-
ärztliches Zeugnis nachzuweisen, das nicht älter
als 4 Wochen sein darf.

(3) Eine Genehmigung, die entgegen den Vor-
schriften des Abs. {1) erteilt wurde, leidet an
einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler.

§ 5. (1) Zur Ablegung der staatlichen Den-
tistenprüfung können in Hinkunft nur mehr Per-
sonen zugelassen werden, die den in § 4 unter
lit. a bis c angeführten Bedingungen entsprechen
und nach den geltenden Vorschriften
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1. vo r dem 1. Jänner 1948 bei einem selbstän-
digen Dentisten ihre Ausbildung begonnen haben,
sodann durch drei Jahre bei gleichzeitigem Besuch
der Berufsschule fortgesetzt oder im Anschluß an
die dreijährige praktische Ausbildung im Lehr-
institut für Dentisten in Wien einen Kurs für die
theoretische Berufsausbildung in der Mindestdauer
von drei Monaten zur Vorbereitung auf die Den-
tistenassistentenprüfung zurückgelegt haben (Den-
tistenpraktikanten) ;

2. die Technikerassistentenprüfung im An-
schluß an die unter Z . 1 (genannte Ausbildung
mit Erfolg abgelegt haben, durch mindestens
zwei Jahre bei einem selbständigen Dentisten
tätig gewesen sind u n d eine weitere theoretische
und praktische Ausbildung durch ein Jahr am
Lehrinsti tut für Dentisten erfahren haben (Tech-
nikerassistenten).

(2) Der im Abs. (1), Z. 1, angeführten dreijähri-
gen praktischen Berufsausbildung ist eine Tät ig-
keit gleichzuhalten, die von Personen durch min-
destens drei Jahre zur Besorgung technisch-me-
chanischer Arbeiten außerhalb des menschlichen
Mundes bei einem zur Ausübung der zahnärzt-
lichen Praxis berechtigten Arzte vo r dem 1. Jän-
ner 1942 oder bei einem selbständigen Dentis ten
vor dem 1. Jänner 1948 oder unter den gleichen
Voraussetzungen in Zahnambulatorien berufs-
mäßig ausgeführt oder fortgesetzt worden ist.

(3) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung kann auf Antrag des Landeshauptmannes
(Bürgermeister der Stadt Wien) österreichischen
Staatsbürgern, die nach den bisher in Geltung
gestandenen Vorschriften als Dentisten anerkannt
sind, aber noch keine Niederlassungsbewilligung
erlangt haben, behufs Erlangung der Nieder-
lassungsbewilligung Nachsicht vom Erfordernis
der staatlichen Dentistenprüfung u n d des Pflicht-
assistentenjahres (§ 4, lit. d) erteilen, ferner vom
Erfordernis der zweijährigen Tätigkeit als Tech-
nikerassistent [Abs. (1), Z. 2] absehen, sowie
Personen, die ihre Tätigkeit zur Besorgung tech-
nisch-mechanischer Arbeiten bei einem zur zahn-
ärztlichen Praxis berechtigten Arz t oder Den-
tisten (befugten Zahntechniker) vor dem 1. Jänner
1930 begonnen und durch mindestens sieben
Jahre fortgesetzt haben, z u m Besuche des Lehr-
instituts für Dentisten in Wien und anschlie-
ßend zur staatlichen Dentistenprüfung zulassen.
Diese Personen sind v o m Nachweis der Ableistung
des Dentisten-Assistentenjahres nach der erfolg-
reich abgelegten staatlichen Dentistenprüfung
befreit. Das Ansuchen u m diese Begünstigungen
ist binnen einem Jahre nach Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes zu stellen.

Berufsbezeichnung und Berufspflichten.

§ 6. (1) Die zur selbständigen Berufsausübung
berechtigten Dentisten haben sich bei Aus-
übung ihres Berufes ausschließlich der Berufs-
bezeichnung „Dent is t" in W o r t und Schrift unge-

kürz t u n d ohne irreführende Zusätze zu be-
dienen. Die Füh rung anderer Ti tel ist verboten.

(2) Den Dentis ten ist jede marktschreierische
Anpreisung sowie das Aufsuchen von Kunden un-
mittelbar oder durch Mittelspersonen verboten.

(3) Die Dentisten haben ihren Beruf persönlich
auszuüben und dürfen n u r in berücksichtigungs-
würdigen Fällen mi t Bewilligung des Landes-
hauptmannes einen einzigen Stellvertreter be-
stellen. Der Stellvertreter muß den in den §§ 3
und 4 angeführten Bedingungen entsprechen.

(4) Dentisten dürfen nur eine Betriebsstätte
führen.

Genehmigung zur Niederlassung.

§ 7. (1) Die Genehmigung zur Niederlassung als
selbständiger Dentist wird vom Landeshaupt-
mann, in dessen Verwaltungsgiebiet die beabsich-
tigte Betriebsstätte liegt, erteilt.

(2) Der Landeshauptmann hat vo r Entscheidung
über das Ansuchen u m eine solche Genehmigung
unter Bes t immung einer zweiwöchigen Frist ein
Gutachten der Österreichischen Dentis tenkammer
über die Verläßlichkeit des Bewerbers einzuholen.

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn
der Bewerber einem der im § 4 angeführten
Erfordernisse nicht entspricht, nicht über eine den
gesundheitlichen Anforderungen entsprechende
Betriebsstätte verfügt oder wenn nach dem Gut-
achten der Österreichischen Dentis tenkammer im
allgemeinen oder im näheren Umkreise des in
Aussicht genommenen Standortes durch die Er-
öffnung des Betriebes die Wettbewerbsverhältnisse
in wirtschaftlich ungesunder Weise beeinflußt
würden.

(4) Die Genehmigung ha t auch den Niederlas-
sungsort zu bezeichnen. In Städten m i t Bezirks-
eintei lung gil t de r Verwaltungsbezirk als Nieder-
lassungsort. Nach Rechtskraft der Genehmigung
stellt der Landeshaup tmann d e m Dent is ten einen
Ausweis über die Genehmigung z u r Niederlassung
aus.

(5) Die Best immungen der Abs. (1) bis (4) sind
im Falle der Verlegung der beruflichen Tä t igke i t
außerha lb des bisherigen Niederlassungsortes sinn-
gemäß anzuwenden [Genehmigungspflicht, Be-
darfsprüfung im Sinne des Abs. (3), Eignungs-
prüfung de r Betriebsstätte, Ausweis]. Auch die
Verlegung innerhalb des bisherigen Niederlas-
sungsortes bedarf de r Genehmigung, die n u r
dann zu ertei len ist, wenn die neue Betriebs-
stätte den gesundheitlichen Anforderungen ent-
spricht.

(6) Gegen die Entscheidung des Landeshaupt-
mannes steht dem betroffenen Dentisten und,
wenn die Entscheidung nicht im Sinne eines frist-
gerecht abgegebenen Gutachtens [Abs. (2) oder
Abs. (3)] erfolgt ist, auch der Österreichischen
Dentistenkammer die Berufung an das Bundes-
ministerium für soziale Verwal tung offen.
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Verwendung von Dentistenassistenten, Dentisten-
prakt ikanten und zahntechnischen Laboranten.

§ 8. Die zur selbständigen- Berufsausübung be-
rechtigten Dentisten dürfen bis zu drei Dentisten-
assistenten, Technikerassistenten und Dentisten-
prakt ikanten [§ 5, Abs. (1)] beschäftigen. Die
selbständigen Dentisten können Dentistenassi-
stenten un te r ihrer Aufsicht und Verantwor tung
die im § 2, lit. a, angeführten Verrichtungen im
menschlichen Munde vornehmen lassen.

§ 9. (1) Ärzte, die sich ausschließlich m i t der
zahnärztlichen Praxis befassen, und Dentisten
dürfen zu r Besorgung technisch-mechanischer
Arbeiten (Herstellung von Kronen, Brücken und
Gebissen) zahntechnische Laboranten beschäftigen.

(2) Die Tätigkeit der zahntechnischen Laboran-
ten ist eine unselbständige u n d darf von Zahn-
ärzten und Dentisten nur innerhalb ihrer Be-
triebsstätte und auf ihren eigenen Bedarf be-
schränkt in Anspruch genommen werden.

Aufrechterhaltung erworbener Rechte.

§ 10. (1) Die einem Dentisten erteilte Nieder-
lassungsgenehmigung ist ein persönliches Recht,
das mit dem Tode des Berechtigten erlischt.

(2) Die Rechte der Witwen und der erbberech-
tigten minderjährigen Deszendenten, welche sich
auf die vo r dem Inkraft treten des Zahntechniker-
gesetzes in Geltung gestandenen gewerberecht-
lichen Bestimmungen gründen, bleiben unberührt.
Doch ist zur Ausübung der Befugnis ein den Er-
fordernissen der §§ 3 und 4 entsprechender Stell-
vertreter zu bestellen. F ü r die Bestellung des
Stellvertreters gelten die Bestimmungen des § 7,
Abs. (3), sinngemäß.

Zurücknahme der Berechtigung.

§ 11 . Der Landeshauptmann hat die Befugnis
zur Ausübung der Zahntechnik sowie die Ge-
nehmigung zu r Niederlassung als Dentist zurück-
zunehmen u n d den über die Anerkennung als
Dentist ausgestellten Ausweis einzuziehen, wenn
der Dentist den Voraussetzungen, unter denen
die Niederlassungsgenehmigung erteilt oder die
Befugnis zur Ausübung der Zahntechnik ver-
liehen worden ist (§ 4), nicht mehr entspricht.
Vor einer solchen Verfügung ist ein Gutachten
der Österreichischen Dentistenkammer einzuholen.

Vorläufige Untersagung der Berufsausübung.

§ 12. (1) Der Landeshauptmann (Bürgermeister
der Stadt Wien) k a n n in W a h r u n g des öffent-
lichen Wohles Dentisten, gegen die ein Ant rag
auf Entmündigung wogen Geisteskrankheit,
Geistesschwäche oder gewohnheitsmäßigen Miß-
brauches v o n Alkohol (Trunksucht) oder von
Nervengiften gestellt wurde, ferner Dentisten,
gegen die wegen Geisteskrankheit oder Geistes-
schwäche von Amts wegen ein Entmündigungs-
verfahren oder wegen grober Verfehlungen bei

der Ausübung des Dentistenberufes, die mit ge-
richtlicher oder Verwaltungsstrafe bedroht sind,
ein Strafverfahren eingeleitet wurde, bei Gefahr
im Verzug die Ausübung des Dentistenberufes
bis, zum rechtskräftigen Abschluß des Entmündi-
gungs- oder Strafverfahrens untersagen.

(2) Wenn ein Entmündigungs- oder Strafver-
fahren noch nicht eingeleitet ist, jedoch ein Sach-
verhalt vorliegt, der die Einleitung eines solchen
Verfahrens rechtfertigen würde, kann der Landes-
hauptmann dem Dentisten die Ausübung des
Berufes untersagen. Der Bescheid t r i t t jedenfalls
mit dem rechtskräftigen Abschluß des nachträg-
lich eingeleiteten Entmündigungs- oder Straf-
verfahrens außer Wirksamkeit .

(3) Die Gerichte sind verpflichtet, dem Landes-
hauptmann sowie der Österreichischen Dentisten-
kammer die Anträge auf Entmündigung sowie
die amtswegige Einleitung von Entmündigungs-
verfahren gegen Dentisten unverweilt bekannt-
zugeben. Ebenso sind die Verwaltungsbehörden
verpflichtet, dem Landeshauptmann Anzeigen
wegen der in Abs. (1) angegebenen groben Ver-
fehlungen und die von Amts wegen eingeleiteten
Strafverfahren unverweilt zur Kenntnis zu brin-
gen. Auch die Staatsanwaltschaften (staatsanwalt-
schaftlichen Organe bei den Bezirksgerichten)
haben derartige Anzeigen, wenn sie unmittelbar
bei ihnen erstattet wurden, dem Landeshaupt-
mann mitzuteilen.

(4) Von der Untersagung nach Abs. (1) und (2)
ist die Österreichische Dentistenkammer (Landes-
geschäftsstelle) zu hören. Die Untersagung ist ihr
in jedem Falle mitzuteilen.

Ausbildung der Dentisten.

§ 13. (1) Die Ausbildung der Dentisten und der
zahntechnischen Laboranten wird durch ein
eigenes Bundesgesetz geregelt.

(2) Bis zur Erlassung des im Abs. (1) ange-
führten Bundesgesetzes bleiben die v o r Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes für die Ausbildung
von Dentisten erlassenen Vorschriften m i t der
Maßgabe in Geltung, daß

a) die Dentistenassistentenprüfung in Hin-
kunft als Technikerassistentenprüfung zu
bezeichnen ist,

b) Personen, die die unter lit. a angeführte
Prüfung mit Erfolg abgelegt haben, nun-
mehr als Technikerassistenten und

c) Personen, die die staatliche Dentisten-
prüfung mit Erfolg abgelegt haben, als
Dentistenassistenten zu bezeichnen sind.

§ 14. (1) Die vor dem 1. Jänner 1948 zur Er-
lernung des Dentistenberufes abgeschlossenen
Ausbildungsverträge bleiben in Kraft. Auf solche
Verträge finden die Bestimmungen der §§ 99 b,
Albs. (1) bis (4), 100, Abs. (1) bis (4), 101, 103 und
104, Abs. (6), der Gewerbeordnung sinngemäß
Anwendung. Im übrigen sind diese Verträge nach
den Bestimmungen des Allgemeinen Bürgerlichen
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Gesetzbuches über den Dienstvertrag zu beur-
teilen.

(2) Innerhalb der ersten drei Monate nach dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes können diese
Verträge seitens der Dentistenpraktikanten ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist gelöst werden.

§ 15. Abgesehen von den in Ausbildung stehen-
den Personen (§ 13) finden auch auf das Dienst-
verhältnis von Personen, welche von den zur
zahnärztlichen Praxis berechtigten Ärzten und
Dentisten mit Niederlassungsgenehmigung zur
Leistung dentistischer Arbeiten angestellt sind, die
Bestimmungen des Angestelltengesetzes vom
11. Mai 1921, B.G.Bl. Nr. 292, Anwendung.

Meldepflicht.

§ 16. Die Zahnärzte und Dentisten mit Nieder-
lassungsgenehmigung sind verpflichtet, binnen
zwei Wochen nach Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes die bei ihnen zur Leistung dentistischer
Arbeiten angestellten Personen sowie alle sich
später ergebenden Veränderungen binnen drei
Tagen nach Ein- oder Austritt solcher Personen
der Bezirksverwaltungsbehörde anzumelden.

§ 17. (1) Die Betriebsstätten der selbständigen
Dentisten sind in der Regel einmal im Jahre einer
Überprüfung zu unterziehen, ob sie den gesund-
heitlichen Anforderungen entsprechen.

(2) Die Überprüfung ist von der Bezirksverwal-
tungsbehörde vorzunehmen. Die Österreichische
Dentistenkammer ist berechtigt, zu jeder Über-
prüfung einen Vertreter zu entsenden, der dem
Berufsstand der Dentisten angehört.

II. A b s c h n i t t .

Standesvertretung.

§ 18. (1) Zur Vertretung der selbständig er-
werbstätigen Dentisten wird eine Standes-
vertretung der Dentisten mit der Bezeichnung
„Österreichische Dentistenkammer" in Wien mit
Landesgeschäftsstellen für die Bundesländer er-
richtet.

(2) Die „Österreichische Dentistenkammer", in
der Folge kurz Dentistenkammer genannt, ist
eine Körperschaft öffentlichen Rechtes. Sie ist
berechtigt, das Bundeswappen mit der Aufschrift
„Österreichische Dentistenkammer" zu führen.
Die Landesgeschäftsstellen haben in die Auf-
schrift einen auf ihren Wirkungskreis hin-
weisenden Zusatz aufzunehmen.

Wirkungskreis.

§ 19. (1) Die Dentistenkammer ist berufen, die
gemeinsamen beruflichen, sozialen und wirtschaft-
lichen Interessen der österreichischen Dentisten
wahrzunehmen und zu fördern, die Erfüllung der
Berufspflichten zu überwachen und für die
Wahrung der Standesehre zu sorgen.

(2) Die Dentistenkammer ist, abgesehen von
den in besonderen Vorschriften den Standes-

vertretungen übertragenen Aufgaben, insbeson-
dere berufen:

a) den Behörden Berichte, Gutachten und Vor-
schläge, betreffend die Ausbildung und fach-
liche Fortbildung der Dentisten sowie alle
sonstigen Angelegenheiten zu erstatten, in
denen die Interessen der Dentisten berührt
werden,

b) Verzeichnisse der zur selbständigen Berufs-
ausübung berechtigten Dentisten (Dentisten-
register) zu führen,

c) über Aufforderung Vertreter in andere
Körperschaften und. Stellen zu entsenden
oder für solche Körperschaften Besetzungs-
vorschläge zu erstatten, sofern dies durch
besondere Gesetze oder Vorschriften vor-
gesehen ist,

d) in Streitigkeiten zwischen Mitgliedern der
Dentistenkammer zu vermitteln,

e) gemeinsame wirtschaftliche Einrichtungen,
Wohlfahrts- und Unterstützungseinrich-
tungen für die Mitglieder der Dentisten-
kammer und ihre Hinterbliebenen zu er-
richten, zu betreiben und zu fördern,

f) die für die dentistische Leistung berech-
neten Vergütungen zu überprüfen,

g) Verträge zur Regelung der Beziehungen
der Dentisten zu den Trägern der Sozial-
versicherung (Verbände) abzuschließen,

h) Bestätigungen über die (Eintragung in das
Dentistenregister auszustellen.

(3) Die Dentistenkammer hat alljährlich bis
spätestens Ende April dem Bundesministerium für
soziale Verwaltung Bericht sowie Vorschläge zur
Behebung wahrgenommener Mängel zu erstatten.

Verhältnis zu Behörden, Kammern und Trägern
der Sozialversicherung.

§ 20. (1) Die Behörden, Kammern und sonstige
zur Vertretung von Standesinteressen berufene
Körperschaften öffentlichen Rechtes sowie die
Träger der Sozialversicherung haben innerhalb
ihres Wirkungskreises der Dentistenkammer auf
Verlangen die zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und sie in
ihrer Wirksamkeit zu unterstützen. Zu dem
gleichen Verhalten ist die Dentistenkammer gegen-
über den vorgenannten Behörden, Körperschaften
und sonstigen Stellen verpflichtet.

(2) Gesetzentwürfe, die Interessen berühren,
deren Vertretung der Dentistenkammer zukommt,
sind vor ihrer Einbringung in die gesetzgebende
Körperschaft, besonders wichtige Verordnungen
(Kundmachungen), die die erwähnten Interessen
und Fragen berühren, vor ihrer Erlassung der
Dentistenkammer unter Einräumung einer an-
gemessenen Frist zur Begutachtung zu übermitteln.

Mitglieder.

§ 21. (1) Der Dentistenkammer gehören alle
gemäß § 3 dieses Bundesgesetzes zur selbständigen
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Ausübung des Dentistenberufes berechtigten Per-
sonen an.

(2) Solche Personen haben sich persönlich unter
Vorlage der ihre Berechtigung nachweisenden
Belege bei der Landesgeschäftsstelle anzumelden,
in deren Bereich sie ihren Beruf auszuüben beab-
sichtigen. Die Landesgeschäftsstellen haben be-
glaubigte Abschriften dieser Belege der Dentisten-
kammer in Wien zur zentralen Führung eines
Dentistenregisters zu übermitteln.

(3) Die Mitgliedschaft erlischt, wenn das Mit-
glied aus welchen Gründen immer aus dem Den-
tistenberuf ausscheidet. In diesem Falle sind die
Eintragungen im Dentistenregister entsprechend
richtigzustellen.

Pflichten und Rechte der Mitglieder.

§ 22. Alle Mitglieder sind verpflichtet, die von
der Dentistenkammer im Rahmen ihres gesetz-
lichen Wirkungskreises getroffenen Anordnungen
zu befolgen sowie die in der Beitragsordnung fest-
gesetzten Beiträge zu leisten.

§ 23 . (1) Die Mitglieder sind berechtigt, nach
Maßgabe der Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes den Vorstand zu wählen.

(2) Die Mitglieder können nach Maßgabe der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu Vor-
standsmitgliedern gewählt werden.

(3) Jedes Mitglied genießt den Anspruch auf
die Wahrung seiner beruflichen, sozialen und
wirtschaftlichen Interessen durch die Dentisten-
kammer und hat Anspruch auf den Genuß der
Wohlfahrtseinrichtungen nach Maßgabe der je-
weils hiefür geltenden Bestimmungen.

Satzung und Geschäftsordnung.

§ 24. (1) Nähere Bestimmungen über die Ein-
richtung und den Wirkungsbereich der Dentisten-
kammer und ihrer Organe werden im Rahmen
dieses Bundesgesetze« durch Satzung getroffen.

(2) Die Geschäftsführung der Dentis tenkammer
wird durch eine Geschäftsordnung geregelt.

(3) Die Aufbringung der Mittel wird durch
eine Bei t ragsordnung geregelt.

Organe der Dentistenkammer.

§ 25. Organe der Dentistenkammer sind:
a) die Hauptversammlung,
b) der Vorstand,
c) der Präsident und der Vizepräsident,
d) die Landesgeschäftsstellen.

Hauptversammlung.

§ 26. (1) Die Hauptversammlung setzt sich aus
den wahlberechtigten Mitgliedern der Dentisten-
kammer zusammen.

(2) In der Satzung kann angeordnet werden,
daß die Besorgung der der Hauptversammlung
zugewiesenen Angelegenheiten einer Delegierten-
Versammlung überlassen werden kann. In diesem

Falle ist in der Satzung die Zahl der Delegierten
zu bestimmen und ihre Wahl unter Bedachtnahme
der in § 28 angeführten Grundsätze zu regeln.

(3) Den Vorsitz in der Hauptversammlung
führt der Präsident oder sein Stellvertreter [§ 29,
Abs. (1)].

(4) Die Hauptversammlung ist mindestens ein-
mal im Jahre einzuberufen. Sie faßt ihre Be-
schlüsse, betreffend die Festsetzung der Satzung
der Geschäftsordnung, der Dienstordnung oder
Beitragsordnung sowie hinsichtlich der Antrag-
stellung wegen Änderung der Wahlordnung mit
Zweidrittelmehrheit, sonst mit einfacher Mehrheit
der Anwesenden. Der Vorsitzende st immt nur
bei Stimmengleichheit mit; in diesem Falle gibt
seine Stimme den Ausschlag. Die Hauptversamm-
lung ist beschlußfähig, wenn außer dem Vor-
sitzenden oder seinem Stellvertreter mindestens
ein Dri t te l der wahlberechtigten Mitglieder an-
wesend ist. Ist die Hauptversammlung beschluß-
unfähig geblieben, so sind die erschienenen
Stimmberechtigten nach Ablauf einer W a r t e -
stunde berechtigt, über die vorliegende Tages-
ordnung gültig zu beraten und zu beschließen.

(5) Über Verlangen von mindestens einem
Viertel der Mitglieder ist innerhalb von 14 Tagen
eine außerordentliche Hauptversammlung einzu-
berufen. Zur Einberufung einer außerordentlichen
Hauptversammlung ist auch der Präsident sowie
der Vorstand berechtigt.

(6) Zum Wirkungskreis der Hauptversammlung
gehört insbesondere:

a) die Festsetzung der Satzung, einer Ge-
schäftsordnung, einer Beitragsordnung;

b) die Beschlußfassung über Anträge zur
Änderung der das Wahlverfahren regeln-
den Verordnung;

c) die Genehmigung dos Jahresvoranschlages
u n d des Rechnungsabschlusses;

d) die Errichtung und Förderung gemein-
samer wirtschaftlicher Einrichtungen sowie
von Wohlfahrts- und Untersützungs-
einrichtungen;

e) die Beschlußfassung über Rahmenverträge
mit den Sozialversicherungsträgern.

Vorstand.
§ 27. (1) Der Vorstand besteht aus den gemäß

§ 28 gewählten Vorstandsmitgliedern.
(2) Die Beschlüsse des Vorstandes werden, soweit

dieses Bundesgesetz oder die Geschäftsordnung
nicht anderes bestimmt, mit Stimmenmehrheit
gefaßt. Bei gleichgeteilten Stimmen gilt jene
Meinung als angenommen, für welche der den
Vorsitz führende Präsident (Vizepräsident) ge-
stimmt hat.

(3) In den Wirkungskreis des Vorstandes fallen
alle Angelegenheiten, die durch dieses Bundes-
gesetz oder durch die Satzung keinem anderen
Organ ausdrücklich zugewiesen sind. In der
Satzung ist die Bildung eines geschäftsführenden
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Ausschusses des Vorstandes und dessen Wirkungs-
kreis zu regeln.

§ 28. (1) Die Vorstandsmitglieder werden auf
die Daue r von 5 Jahren auf G r u n d des gleichen,
unmittelbaren, geheimen und persönlichen W a h l -
rechtes der Wahlberechtigten nach den G r u n d -
sätzen der Verhäl tniswahl gewählt . Auf
100 Wahlberechtigte entfällt ein Vors tands-
mandat , doch hat jedes Bundesland [§ 28,
Abs. (2)] mindestens ein Vorstandsmitglied zu
entsenden; auf Reste über 50 Wahlberechtigte
innerhalb eines Bundeslandes entfällt gleichfalls
ein M a n d a t .

(2) Wahlberechtigt sind alle zur selbständigen
Ausübung ihres Berufes berechtigten Dentisten
(§ 3) in dem Bundeslande, in dem sie ihren
ordentlichen Wohnsi tz haben, sofern sie das
Wahlrecht zum Nat iona l ra t besitzen oder ihnen
das akt ive Wahlrecht nicht entzogen wurde
[§ 33, Abs. (2) ] . Die Änderung der Wahlzah l
kann im Verordnungswege erlassen werden.

(3) Wäh lba r sind alle wahlberechtigten Mit -
glieder, die am Tage der Wahlausschreibung das
24. Lebensjahr überschritten haben.

(4) Die näheren Bestimmungen über das W a h l -
verfahren, insbesondere über die Ausschreibung
der Wahlen , die Erfassung und Verzeichnung der
Wahlberechtigten, die Wahlbehörden, die W a h l -
bewerbung, die Abänderung der Wahlzah l
[Abs. (2 ) ] , das Abstimmungs- und Ermit t lungs-
verfahren sowie über die Einberufung der ge-
wählten Vorstandsmitglieder werden vom Bundes-
ministerium für soziale Verwal tung nach An-
hörung der Dent is tenkammer durch Verordnung
erlassen.

Präsident und Vizepräsident.
§ 29. (1) Die gemäß § 28 gewählten Vorstands-

mitglieder wählen aus ihrer Mitte in zwei geson-
derten Wahlgängen zuerst den Präsidenten und
sodann den Vizepräsidenten. Als gewählt ist an-
zusehen, der mehr als die Hälfte der abgegebenen
gültigen Stimmen auf sich vereinigt. Kommt
diese Stimmenmehrheit nicht zustande, so ist eine
engere Wahl durchzuführen. Bei der engeren
Wahl dürfen sich die Wählenden nur auf jene
zwei Personen beschränken, die bei der ersten
Abstimmung die meisten Stimmen erhalten
haben. Ergab die erste Abstimmung Stimmen-
gleichheit, so entscheidet über die Frage, wer in
die engere Wahl einzubeziehen ist, das Los.
Stimmen, die bei der engeren Wahl für andere
Personen abgegeben werden, sind ungültig. Er-
gibt sich bei der engeren Wahl Stimmengleichheit,
so entscheidet das Los.

(2) Der Präsident vertritt die Dentistenkammer
nach außen und leitet nach Maßgabe der Ge-
schäftsordnung die gesamte Geschäftsführung. Er
führt den Vorsitz im Vorstand.

(3) Scheidet der Präsident oder der Vize-
präsident aus, so hat der Vorstand unter Beob-

achtung der im § 28, Abs. (1), festgesetzten Grund-
sätze bis zur Neuwahl des Präsidenten oder des
Vizepräsidenten eines seiner Mitglieder zum ge-
schäftsführenden Präsidenten zu wählen. Die
Neuwahl des Präsidenten und des Vizepräsidenten
hat binnen vier Wochen zu erfolgen.

(4) Die näheren Bestimmungen über das Wahl-
verfahren sowie über die Einberufung der ge-
wählten Vorstandsmitglieder werden vom Bun-
desministerium für soziale Verwaltung durch Ver-
ordnung erlassen.

Landesgeschäftsstellen.
§ 30. Den Landesgeschäftsstellen obliegt die

Besorgung jener Geschäfte der Dentistenkammer,
die sich nur auf den Wirkungskreis eines Bun-
deslandes beziehen. Nähere Bestimmungen über
den Wirkungskreis der Landesgeschäftsstellen und
ihre Zusammensetzung werden durch die
Satzung getroffen.

Verschwiegenheitspflicht.
§ 31. Alle Organe und das gesamte Personal

der Dentistenkammer sind, soweit gesetzlich nicht
anderes bestimmt ist, zur Verschwiegenheit über
alle ihnen aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt
gewordenen Tatsachen verpflichtet. Von dieser
Verpflichtung kann sie das Bundesministerium
für soziale Verwaltung über Verlangen eines
Gerichtes oder einer sonstigen Behörde entbinden.

Deckung der Kosten.
§ 32. (1) Der Vors tand hat alljährlich bis läng-

stens 15. November einen Jahresvoranschlag für
das nächste Jahr aufzustellen.

(2) Zur Bestreitung ihrer Auslagen hebt die
Dentistenkammer von ihren Mitgliedern Beiträge
ein, die im Verwaltungswege eingebracht werden
können. Die näheren Vorschriften über die Höhe
und Einhebung werden durch eine Beitragsord-
nung erlassen [§ 24, Abs. (3 ) ] .

(3) Der Vorstand ha t alljährlich bis längstens
31 . März den Rechnungsabschluß für das Vorjahr
den von ihm bestellten Rechnungsprüfern behufs
Weitervorlage an die Hauptversammlung vor-
zulegen.

Schlichtungsverfahren.
§ 33. (1) Die selbständigen Dentisten sind ver-

pflichtet, alle sich zwischen ihnen bei Ausübung
des Dentistenberufes ergebenden Streitigkeiten
vor Einbringung einer gerichtlichen Klage der
Dentistenkammer vorzulegen.

(2) Nähere Bestimmungen hierüber, insbeson-
dere über eine Mitwirkung der Landesgeschäfts-
stellen, werden von der Dentistenkammer in einer
eigenen Schlichtungsordnung getroffen. Die
Schlichtungsordnung unterliegt der Genehmigung
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung.

Aufsicht.
§ 34. (1) Die Dentistenkammer untersteht der

Aufsicht des Bundesministeriums für soziale Ver-
waltung.
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(2) Die Satzung [§ 24, Abs. (1)], die Geschäfts-
ordnung [§ 24, Abs. (2)], die Beitragsordnung
[§ 24, Abs. (3)] , der Jahresvoranschlag und der
Rechnungsabschluß [§ 26, Abs. (6), lit. c] unter-
liegen der Genehmigung des Bundesministeriums
für soziale Verwal tung.

(3) Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung kann Beschlüsse der Organe der Den-
tistenkammer, die gegen bestehende Vorschriften
verstoßen, aufheben.

(4) D e r Vors tand kann durch Verfügung des
Bundesministeriums für soziale Verwal tung auf-
gelöst werden, wenn er seine Aufgaben vernach-
lässigt, seine Befugnisse überschreitet oder wenn
er trotz zweimaliger ordentlicher Einberufung be-
schlußunfähig bleibt.

(5) Bei Auflösung des Vorstandes nach Abs. (1)
und für den Fall, daß der Vors tand seine Auf-
lösung selbst beschließt, ist die Ausschreibung der
Neuwahlen längstens innerha lb dreier Monate
vorzunehmen. I n der Zwischenzeit werden die
Geschäfte durch einen vom Bundesministerium für
soziale Verwal tung zu bestellenden) Regierungs-
kommissär geführt, dem ein zweigliedriger Bei-
ra t aus dem Kreise der Mitglieder der Dentisten-
kammer an die Seite zu stellen ist.

III . A b s c h n i t t .
Straf- und Übergangsbest immungen.

§ 35 . Übertretungen der Vorschriften dieses
Bundesgesetzes und der auf Grund derselben er-
gangenen Verordnungen werden, sofern die T a t
nicht nach anderen Vorschriften mit strengeren
Strafen bedroht wird, als Verwaltungsüber-
tretungen von der Bezirksverwaltungsbehörde mit
Geld bis z u 5000 S oder mit Arrest bis zu drei
Monaten bestraft.

§ 36. (1) Bis zur Durchführung der Wahlen
(§ 28) bleibt die bei Geltungsbeginn dieses Bun-
desgesetzes bestehende vorläufige Standesver-
tretung der Dentisten als vorläufiger Kammer-
vorstand mit der Vertretung der Dentisten be-
traut.

(2) Die Rechte und Verbindlichkeiten der bis-
herigen vorläufigen Standesvertretung gehen mit
dem Zeitpunkt ihrer Errichtung auf die Dentisten-
kammer über. Die Dentistenkammer ist berech-
tigt, Ansprüche im Sinne der Rückstellungsgesetze
auf Vermögen geltend zu machen, das den am
13. März 1938 bestandenen Standesvertretungen
der befugten Zahntechniker entzogen worden ist.

(3) Der Übergang der Vermögenswerte sowie
alle diesbezüglichen Rechtsgeschäfte, Rechts-
urkunden, Amtshandlungen und Schriften sind
von den Stempel- und Rechtsgebühren befreit.
Das gleiche gilt für den sonstigen Schriftwechsel
der Dentistenkammer mit den öffentlichen Be-
hörden und Ämtern; im gerichtlichen Verfahren
gelten jedoch die Vorschriften der Gerichts-
gebührennovelle samt den dazu ergangenen
Durchführungsbestimmungen.

§ 37. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes treten außer Kraft :

1. Das Gesetz vom 13. Juli 1920, St. G. Bl.
N r . 326, betreffend die Regelung der Zahntechnik
(Zahntechnikergesetz) ;

2. das Gesetz vom 1. Oktober 1920, St. G. Bl.
Nr . 470, betreffend die Abänderung des § 4,
Abs. (4), des Gesetzes vom 13. Juli 1920,
St. G. Bl. N r . 326, über die Regelung der Zahn-
technik (Zahntechnikergesetz);

3. das Bundesgesetz vom 15. April 1921,
B. G. Bl. N r . 255, betreffend die Abänderung, be-
ziehungsweise Ergänzung des § 5, Abs. (2), des
Gesetzes vom 13. Juli 1920, St. G. Bl. Nr . 326,
über die Regelung der Zahntechnik (Zahn-
technikergesetz);

4. die Verordnung der Bundesregierung vom
27. Apri l 1922, B . G . B l . N r . 275, betreffend
die Regelung der Zahntechnik im Burgenland
(Zahntechnikerverordnung) ;

5. der Artikel 38 des Bundesgesetzes vom
21. Juli 1925, B .G .B l . Nr , 277, über die Ver-
einfachung der Verwaltungsgesetze und sonstige
Maßnahmen z u r Entlastung der Verwal-
tungsbehörden (Verwaltungsentlastungsgesetz
V.E.G.);

6. die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 14. Februar 1921,
B. G. Bl. Nr. 107, über die Schaffung einer Inter-
essenvertretung des zahntechnischen Hilfs-
personals;

7. die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 20. November 1926,
B. G. Bl. Nr. 352, womit die Bestimmungen des
§ 1 der Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 3. Mai 1924, B. G. Bl.
Nr. 149, betreffend die Standesvertretung der
befugten Zahntechniker, abgeändert werden;

8. die Verordnung über die Niederlassung von
Dentisten vom 8. Mai 1940, Deutsches R. G. Bl. I
S. 795;

9. die Verordnung über die Kassendentistische
Vereinigung Deutschlands vom 30. Dezember
1940, Deutsches R.G.Bl. I S. 1656;

10. die Verordnung über die Berufsausübung
der Dentisten in den Reichsgauen der Ostmark
vom 5. März 1941, Deutsches R.G.Bl. I S. 122;

11. die Verordnung zur Sicherstellung der
zahnheilkundlichen Versorgung der Bevölkerung
vom 5. September 1942, Deutsches R.G.Bl. I
S. 547, sowie

12. sämtliche zur Ausführung des § 123 der
RVO. ergangenen Runderlässe des Reichsministers
des Inneren mit Ausnahme derjenigen, die die
Ausbildung der Dentisten regeln [§13, Abs. (2)].

§ 38. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für soziale
Verwaltung betraut.

Renner
Figl Maisel


